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S ie sehen aus wie Salami, Tee- oder
Kochwurst, und doch sind die Spezia-
litäten, die Jonatán Orbán am Sonntag

auf dem fünften Veganen Sommerfest vor-
gestellt hat, nicht aus Fleisch, sondern aus

Weizen hergestellt. Dass Schlemmen auch
ganz ohne tierische Produkte funktioniert,
haben die gut 60 Aussteller aus Gastronomie
und Handel vor dem Kulturzentrum
Schlachthof rund um die Skateranlage ge-

zeigt. Bei bestem Wetter konnten sich die
mehreren tausend Besucher durch die
unterschiedlichen Spezialitäten an Ständen
wie „Bääm Brutal Lokal“ und „Marlas und
Mathildas Tourbus“ probieren. Doch nicht

nur Essen stand auf dem Programm: Vor-
träge, Kochshows, eine faire Modenschau
und Livemusik rundeten das Programm ab
und informierten über den veganen Lebens-
stil.

Wurst aus Weizen
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Alternatives Wohnen
Wagenplatz-Projektgruppe Oelhafen besetzt Brache in der Neustadt und muss trotzdem bald wieder umziehen

Bremen. Vor wenigen Tagen rollten sie an, die
Mitglieder der Wagenplatz-Projektgruppe
Oelhafen. Mit ihren großen Wohnmobilen be-
setzten sie eine leer stehende Fläche in der Ri-
chard-Dunkel-Straße in der Neustadt. Nach-
dem sie gut acht Monate auf dem Wagenplatz
Querlenker hinter dem Güterbahnhof gelebt
hatte, entschloss sich die Gruppe, weiterzu-
ziehen. Damit möglichst viele Menschen an
ihrem Projekt teilhaben können, wollen die
Aktivisten an mehreren Orten auf leer stehen-
den Flächen wohnen. Neben alternativem
Wohnraum setzt sich die Gruppe nach eige-
nen Angaben auch für nichtkommerzielle
Kunst-, Kultur-, und Handwerksprojekte ein,
bei denen es nicht um Leistung und Profit geht
und wo sich jeder beteiligen kann. So heißt es
in einer Mitteilung der Gruppe.

Dabei würde die Projektgruppe gern die vie-
len freien Flächen in Bremen nutzen. Doch
die Verhandlungen mit den Behörden zögen
sich in die Länge, wie es weiter heißt.

Auch auf dem jetzigen Gelände in der Neu-
stadt wird die Gruppe nicht bleiben können.
Zum 1. September ist die Brache verkauft, wie
Jürgen Brötche, kaufmännischer Direktor von
der BG Ambulanz Bremen, bestätigt. Die be-

rufsgenossenschaftlich organisierte Unfall-
ambulanz plant dort Brötches Angaben zu-
folge einen Erweiterungsbau mit angeschlos-
senem Reha-Zentrum. Er selber sei vor eini-
gen Tagen vor Ort gewesen und habe mit der
Gruppe gesprochen. „Wir glauben nicht, dass
es zu Problemen kommen wird“, sagt Brötche.
Die Gruppe habe sich sehr verständnisvoll ge-
zeigt.

Zwei Wochen Zeit hat die Gruppe, um das
Gelände zu verlassen – eine Abmachung, die
in einem Vertrag mit der WFB Wirtschaftsför-
derung Bremen festgehalten werden soll.
Doch so ganz zufrieden ist die Oelhafen-
Gruppe damit nicht, wie sie auf Nachfrage des
WESER-KURIER bestätigt. „Wir sollen hierfür
all unsere Namen nennen und 100 Euro für
die 14-tägige Nutzung entrichten“, teilt die
Gruppe mit. Sollte sie dieser Aufforderung
nicht nachkommen, drohe die WFB trotz
mündlicher Absprache mit dem Käufer mit
einer Räumung.

Seit gut eineinhalb Jahren ist die Gruppe
nach eigenen Angaben auf der Suche nach
einem geeigneten Grundstück für ihr Projekt.
Regelmäßig stünde sie in Kontakt mit ver-
schiedenen städtischen Institutionen, Akteu-
ren sowie der Zwischenzeitzentrale, die sich
um die Vermittlung zwischen Eigentümern

von leer stehenden Flächen und Gebäuden
und interessierten Zwischennutzern küm-
mert.

Im März schickte die Gruppe eine Liste mit
16 geeigneten Flächen an Vertreter der Stadt,
auf die sie bisher nach eigenen Angaben keine
bis wenig Resonanz bekommen hat. Ein
Grundstück, über das die Gruppe gern spre-
chen würde, ist eine leer stehende Fläche am
Hastedter Osterdeich. Diese gehört der SWB,
und sie steht nicht zur Verfügung, sagt SWB-

Sprecher Alexander Jewutschenko. „Die frei-
stehende Fläche ist mit Altlasten belastet, für
die die SWB seit zwei Jahren nach einer geeig-
neten Entsorgungslösung sucht.“ In der Vor-
kriegszeit sei diese Fläche von einer Dachpap-
penfabrik genutzt worden, wodurch die Ver-
unreinigung des Bodens entstanden sei.

Auch wenn nicht feststeht, wo es für die
Oelhafen-Gruppe weitergeht: „Man wird uns
nicht wegräumen und verstecken können. Wir
sind und bleiben in der Stadt“, teilt sie mit.

von Jenny Häusler

Bremen. Papier ist geduldig, das gilt auch und
insbesondere für Koalitionsverträge. Ein Bre-
mer Beispiel, an dem das ziemlich deutlich
wird, ist der Passus über „Sucht und Drogen“
auf Seite 99. Über das dort niedergeschriebene
Vorhaben, den Besitz von Cannabis zum
Eigengebrauch zu legalisieren, hat sich die Re-
gierungskoalition inhaltlich längst entzweit.
Der Stand der Dinge: Die Grünen wollen an
der Legalisierung festhalten, ihren Antrag auf
Erhöhung der erlaubten Menge von sechs auf
zehn Gramm blockierte aber die SPD Anfang
des Jahres unter anderem mit Verweis auf eine
Insel-Situation Bremens.

Nun legen die Grünen in Sachen Drogen-
politik nach. Für die nächste Bürgerschafts-
sitzung Ende August haben sie Fragen an Mar-
tin Günthner (SPD) angekündigt. Der Justiz-
senator hatte die SPD-Position, dass sechs
Gramm Cannabis bundesweit die erlaubte
Obergrenze bilden sollten, auf der Frühjahrs-
konferenz der Justizminister der Länder An-
fang Juni in Eisenach vertreten – zum Ver-
druss der Grünen. Die wiederum haben der
SPD jetzt einen neuen Antrag auf den Tisch
gelegt, in dem es nicht mehr nur um das
Thema Cannabis, sondern um allgemeine Dro-
genpolitik geht.

Die Forderung der Abgeordneten um den
gesundheitspolitischen Sprecher Nima Pi-
rooznia: Bremen soll ein wissenschaftlich be-
gleitetes Modellprojekt für die chemische und
physikalische Substanzanalyse von Drogen
ins Leben rufen, kurz Drugchecking genannt.

Die SPD wird sich mit dem Antrag auf ihrer
Fraktionssitzung an diesem Montag beschäf-
tigen.

„Giftige Beimengungen und synthetische
Partydrogen sowie unerwartete Schwankun-
gen in der Dosierung stellen eine erhebliche
Gefahr für die Konsumierenden dar“, schrei-
ben die Grünen in ihrem Antrag. Ihrer Argu-
mentation zufolge – die übrigens ziemlich ge-
nau so auch im Koalitionsvertrag festgehalten

ist – könnten Tests beispielsweise von be-
schlagnahmtem Rauschgift oder Partydrogen
und die Veröffentlichung der Ergebnisse auf
öffentlich zugänglichen Internetseiten Ab-
hängige warnen und gegebenenfalls vom Ge-
brauch der Drogen abhalten. Zusätzlich lie-
ßen sich über Tests auch Schlüsse über das
Konsumverhalten ziehen, auf deren Grund-
lage die Angebote der Suchthilfe-Einrichtun-
gen verbessert werden könnten. Pirooznia:
„Moderne Drogenpolitik besteht aus Präven-
tion und Aufklärung. Transparenz hilft.“

Zuletzt wurde das Thema Drugchecking An-
fang des Jahres im Berliner Senat diskutiert,
der eine Studie zur Verbesserung der Präven-
tionsarbeit in Auftrag gegeben hatte. In euro-
päischen Ländern wie der Schweiz oder den
Niederlanden existieren dagegen seit einigen
Jahren Modellversuche mit mobilen oder sta-
tionären Drogentests. Es gibt allerdings bis-
lang zu wenig wissenschaftliche Nachweise,
die ihren Erfolg zweifelsfrei belegen.

In Deutschland gibt es bislang keine offi-
ziellen Angebote. Das hat auch mit der Rechts-
lage zu tun – der Besitz von Drogen und damit
auch ihre Prüfung ist nach dem Betäubungs-
mittelgesetz illegal. Die Grünen verweisen in
ihrem Antrag auf ein Gutachten des wissen-
schaftlichen Dienstes des Bundestags von
2009 sowie auf Urteile des Berliner Gerichte,
nach denen sie Drugchecking unter bestimm-
ten Gesichtspunkten für zulässig halten. „Es
bedürfte einer verbindlichen Zusage der
Staatsanwaltschaft Bremen, sich dieser Recht-
sprechung anzuschließen“, heißt es in der Grü-
nen-Vorlage.

Befürworter wie Christian Kobel, Leiter des
Drogeninformationszentrums in Zürich, des-
sen Drugchecking-Angebote seit 2001 existie-
ren, sagen, dass sie ihrer Erfahrung nach da-
bei helfen, Drogen-Konsumenten mit Hilfs-
angeboten in Kontakt zu bringen. Auch Wolf-
gang Adlhoch, Leiter der ambulanten Bremer
Drogenhilfe „Comeback“, hält Drogen-Tests
für sinnvoll. „Aus sozialarbeiterischer Sicht
wären sie ein Schritt in die richtige Richtung.
Wir sehen in unserer mobilen Ambulanz am
Bahnhof zunehmend Erkrankungen, die

Grüne wollen Drogentests
Antrag auf wissenschaftlich begleitetes Modellprojekt liegt jetzt bei der SPD

von nina Willborn

durch verunreinigten Stoff verursacht wer-
den“, sagt er.

Der Pharmakologe Bernd Mühlbauer da-
gegen hält vor allem mobile Angebote für äu-
ßerst problematisch. Der Direktor des Insti-
tuts für Klinische Pharmakologie am Klini-
kum Bremen-Mitte sagt: „Das Problem an
Schnelltests ist, dass man nur das findet, wo-
nach man sucht. Eine verlässliche Sicherheit
und Schutz vor unerwünschten Beiprodukten
bieten sie nicht.“ Mühlbauer verweist auch auf
ein „grundsätzliches Verständnisproblem“:
Anders als zum Beispiel bei Lebensmitteln sei
bei Drogen eben aufgrund ihrer Illegalität eine
verlässliche Überwachung beziehungsweise
die Überprüfung von Qualitätsstandards nicht
möglich. Mühlbauer: „Drugchecking mag gut
gemeint sein, ist aber eine Zwickmühle.“

„Moderne
Drogenpolitik
besteht aus
Prävention und
Aufklärung.“
Nima Pirooznia, Grü-
nen-AbgeordneterFO
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Seit Kurzem gibt es in der Richard-Dunkel-Straße eine Wagenburg. FOTO: FRANK THOMAS KOCH

Mitglieder beschließen Antrag

Bremen. Die Bremer Jungen Liberalen (Julis)
haben sich bei ihrer Mitgliederversammlung
am Wochenende für eine allgemeine Dienst-
pflicht ausgesprochen und einen entspre-
chenden Antrag beschlossen. Darin fordern
sie unter anderem eine verpflichtende gesell-
schaftliche Leistung von zwölf Monaten für
Frauen und Männern, die im besten Fall
neben der Schulzeit absolviert werden soll,
spätestens aber bis zum 27. Lebensjahr. Im so-
zialen Bereich soll der Dienst sowohl in Bil-
dungseinrichtungen, in der Betreuung von äl-
teren Menschen, in der Behindertenhilfe oder
bei gemeinnützigen Vereinen möglich sein –
auch im EU-Ausland. Für den militärischen
Dienst favorisieren die Jungen Liberalen den
Dienst wahlweise bei der Bundeswehr oder,
bei entsprechenden Sprachkenntnissen, auch
in einer anderen europäischen Armee.

Die Julis wollen ihren Vorschlag nun mög-
lichst schnell in den Landesverband der FDP
einbringen. Die FDP-Fraktionsvorsitzende
Lencke Steiner dürften sie dabei auf ihrer
Seite haben. Sie hatte bereits vor einigen Ta-
gen die allgemeine Dienstpflicht befürwortet
und sich damit gegen Parteichef Christian
Lindner gestellt, der eine „Verstaatlichung“
von Lebenszeit strikt ablehnt. Angestoßen
hatte die Debatte über eine allgemeine Dienst-
pflicht für junge Männer und Frauen bei der
Bundeswehr sowie im sozialen Bereich die
CDU. Sie folgt damit nach eigenen Angaben
einem Wunsch aus der Parteibasis. Etwas
Ähnliches wird es künftig in Frankreich ge-
ben: Dort sollen junge Menschen einen ein-
monatigen Pflichtdienst leisten, mit dem die
Regierung den sozialen Zusammenhalt stär-
ken will.

Julis plädieren
für Dienstpflicht

von Kristin Hermann

Bremen. Zwei 16-Jährige haben am Sonn-
abendnachmittag eine Tankstelle in Utbre-
men überfallen und dabei Bargeld und Ziga-
retten geraubt. Die maskierten Räuber betra-
ten gegen 16.40 Uhr die Tankstelle an der
Hans-Böckler-Straße und bedrohten den 35
Jahre alten Kassierer mit einer Schusswaffe.
Anschließend ließen sie sich von dem Ange-
stellten Bargeld aus der Kasse und Tabakwa-
ren in einen mitgebrachten Jutebeutel packen.
Mit der Beute flüchtete das Duo zu Fuß. Da-
bei wurden es von drei Insassen eines Fahr-
zeugs beobachtet und verfolgt. Zwei der Zeu-
gen folgten den Tätern zu Fuß und beobach-
ten, wie sie den Beutel an eine dritte Person
übergaben. Die beiden hielten den 16-jährigen
Dritten samt Beute bis zum Eintreffen der
Polizei fest, das räuberische Duo flüchtete in-
des. Mit Hilfe eines Diensthundes konnte die
mutmaßliche Tatwaffe auf dem Fluchtweg ge-
funden und ebenfalls sichergestellt werden.
Die beiden Flüchtigen konnten wenig später
ermittelt werden.

16-Jährige
überfallen Tankstelle

BZ

Bremerhaven. Ein 79-jähriger Autofahrer
starb am Sonntag auf der A-27 bei Bremerha-
ven an den Folgen eines Verkehrsunfalls.
Seine ein Jahr jüngere Beifahrerin wurde
schwer verletzt. Der Mann war nach Polizei-
angaben auf einen vor ihm fahrenden Pferde-
anhänger geprallt und erst mehrere Hundert
Meter weiter mit seinem Auto zum Stehen ge-
kommen. Die Rettungskräfte konnten für den
Autofahrer nichts mehr tun. Allerdings wur-
den sie bei ihrem Einsatz zum Teil noch be-
hindert und beschimpft. Wie die Polizei wei-
ter mitteilte, seien die Polizisten, Feuerwehr-
leute, Sanitäter und Notärzte zum Teil gestört
und überdies beleidigt worden, unter ande-
rem als „unfähige Idioten“. Die Polizei habe
daraufhin mehrere Platzverweise erteilt. Das
es auch anders geht, erlebten die Helfer aller-
dings auch: Andere Autofahrer erwiesen sich
als nett und boten unter anderem Getränke
an.

Rettungskräfte nach
tödlichem Unfall beleidigt
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